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Zugestellt

dem Revisionskläger
am 30.11.1961,

dem Revisionsbeklagten
am 1.12.1961

$%wäx®■wf

I m N a m e n d e s V o l k e s

In Sachen

Klägers und Revisionsklägers,

gegen

Beklagten und Revisionsbeklagten,

hat der 8„ Senat des Bundessozialgerichts gemäß

ää 165,
gesetzes ohne mündliche Verhandlung am 3. November

153 Abs° 1, 124 Abs. 2 des Sozialgerichts—

1961 unter Mitwirkung von

Senat3präsident S t e n g e 1

als Vorsitzendem,

Bundesrichter Dr° N e u h a u s

Bundesrichter P e t e r s e n '

als weiteren Berufsrichtern,

Bundessozialrichter Dr.} P a u l s e n

“Bundessozialrichter S a l o m o n s o n
' als ehrenamtlichen Beisitzern,

für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des

Landessozialgerichts Niedersachsen in Celle vom

12° Januar 1961 aufgehoben. Die Sache wird zur er—
neuten Verhandlung und Entscheidung an dieses Ge—

richt zurückverwiesen„

V o n R e c h t s w e g e n .

und

und
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G r ü‘n d e ;

Nach Untersuchungen und Begutachtungen durch die Ärzte der

Landeskrankenanstalt Bad Pyrmont vom 2./8. April 1948, ins—
besondere durch den Internisten Dr. U——?■=—;war durch Be-

scheid vom 19. Januar 19A9 auf Grund der Sozialversicherungs—

direktive (SVD)27 beim Kläger als GesundhéitsschädigungTeil—
versteifung der linken Hüfte und des Kniegelenks durch Zer—

trümmerungsbruch des linken Oberschenkels, Verkür2ung des

Beines um 7 cm anerkannt und Rente nach einer Minderung der

Erwerb5fähigkeit (MdB) um 60 V„H. gewährt worden° Durch den
-Umanerkennungsbescheid vom 13° Februar 1952 sind Schädigungs—V

folge und Grad der MdE ohne erneute ärztliche Untersuchung

übernommen worden° Vorher hatte der Kläger mit Schreiben vom
24‚ August 1950 die Erhöhung der Rente wegen seiner Beschwerden

durch das Hüftgelenk und den Magen beantragt Der Vertragsarzt

Dr° B;;:=.._beschrieb in seinem Gutachten vom 7. April 1952

keine Änderung des Befundes, insbeSondere auch nicht hinSicht—

lich des Magens oder einer Bronchitis. Durch Bescheid vom 16.

Juni 1952 lehnte das Versorgungsamt eine Erhöhung der Rente ab,

weil das Versorgungsleiden sich ausweislich des Ergebnisses der

ärztlichen Untersuchung nicht verschlimmert habe; Magenbeschwer—

den seien sehon im Jahre 1949 endgültig als Schädigungsfolgen

abgelehnt worden, hieran habe sich nichts geändert° Der Ein—

spruch mit dem unter Vorlage von ärztlichen Bescheinigungen das

Bestehen einer Bronchitis als Schädigungsfolge behauptet wurde,

blieb erfolglos. ’

Der Kläger hat Klage erhoben und zahlreiche ärztliche BeScheini—‘j=

gungen vorgelegt. Der Gerichtsarzt Obermedizinalrat Dr. K==x=

führte in dem Sitzungsgutachten vom 19. Dezember 1957 aus, es sei

‘ anzunehmen, daß bei dem Kläger eine chronische Bronchitis bestehe;
ihre Entstehung sei nicht durch die Lazarettzeit zu erklären, ein

Zusammenhang zwi■chen chronischer Bronchitis und Wehrdienst sei

abzulehnen„ Hierauf gestützt hat das Sozialgericht (SG) durch
Urteil vom 19„ Dezember 1957 die Klage abgewiesen.
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Der Kläger hat Berufung eingelegt und hat weitere ärzt■che

Äußerungen in Abschrift vorgelegt, insbesondere das Attest

des Prof. Dr. K: vom 23. Mai 1958. Durch Urteil vom

12. Januar 1961 hat das Landessozialgericht (LSG) die Be—

rufung des Klägers zurückgewiesen. Es hat festgestellt, daß

beim Kläger schon 1948 eine Bronchitis und in den Jahren

1949/1950, 1956 und 1959 Gastritiden vorgelegen haben. Sie

seien aber keine Schädigungsfolgen im Sinne des 5 1 des.

Bundesversorgungsgesetzes (BVG)° Denn nach der gutacht—

lichen Äußerung des Dr. K=;i15ei eine Bronchitis grund—

sätzlich einkanlagebedingtes Leiden. Sie sei durch schä—

digende Einflüsse im Sinne des 5 1 BVG nicht entstanden,
auch nicht mitverursacht oder dauernd verschlimmert Wor—

den, was durch die Tatsache bewiesen sei, daß das Leiden

des Klägers bei der Untersuchung durch Dr, P:=::n=1nicht

nachweisbar gewesen sei und auch in der Folgezeit relativ

lange beschwerdefreie Intervalle bestanden hätten„ Gastri—

tiden seien regelmäßig die Folge der Konstitution des Be—

troffenen. Sie könnten durch die Einflüsse des Wehrdienstes

nur vorübergehend verschlimmert werden. Bei der Untersuchung

durch Dr, Ué=ua;■=sei ebenfalls eine Gastritis nicht erken——

bar geworden° ' '

Der Kläger hat Revision eingelegt und beantragt,

die Sache unter Aufhebung des Berufungsurteils

zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an
das LSG Niedersachsen zurückzuverweisen„

Er rügt mit nährer Begründung eine Verletzung der 55 103

l
und 128 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG), weil das LSG
für die ärztliche Beurteilung der Bronchitis und des

Magenleidens keine hinreichende medizinische Unterlagé

gehabt habe°

Der Beklagte beantragt,

die Revision als unzulässig zu verwerfen,

hilfsweise als unbegründet zurückzuweisen°

\ ' ...).I,
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Fit—'."

Die beiden Beteiligten haben sich mit einer Entscheidung ohne

mündliche Verhandlung einverstanden erklärt.

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begründet

werden. Sie ist zwar vom LSG nicht zugelassen (5 162 Abs. 1,
Nr. 1 SGG) werden, findet aber statt, weil ein wesentliCher

Mangel des Verfahrens (@ 162 Abs. ] Nr■ 2 SGG) gerügt wird und
{vorliegt (BSG1, 150). ' "

Das LSG hat festgestellt, daß beim Kläger eine chronische Bronchi—
tis und ein Magenleiden bestehen. Insoweit sind Revisionsrügen

‘nicht geltend gemacht werden, so daß das Revisionsgericht nach

5 163 SGG hieran gebunden ist. Gegen die weitere Feststellung

des Berufungsgerichts‚ es bestehe kein urSächlicher Zusammen—

hang zwischen den festgestellten Gesundheitsstörungen und Ein—

wirkungen des Kriegsdienstes (vgl. hierzu BSG7, 288 ff., 290),
hat der Kläger zu Recht die Rüge einer unzureichenden Sachauf—

klärung und einer Überschreitung der Grenzen des Rechts auf freie

Beweiswürdigung erhoben° '

Nach 5 103 SGG erforscht das Gericht den Sachverhalt von Amts

wegen. Hierbei ist es an das Vorbringen und die Beweisahträge

der Beteiligten nicht gebunden (5 105 Satz 2 SGG), sondern be—

stimmt allein im Rahmen seines richterlichen Ermessens die Er—

mittlungen und Maßnahmen, die es für die Aufklärung des Sach—‚

‘ verhalts für notwendig erachtet. Sein Ermessen wird allerdings

durch die in $ 103 SGGfestgelegte Pflicht zur Aufklärung des
Sachverhalts in dem für die Entscheidung erforderlichen Umfang

begrenzt. Es kann dementSprechend ohne Antrag Beweise erheben

oder auch von der Erhebung weiterer Beweise, die ein Beteiligter

beantragt hat, absehen° Es kommt darauf an, ob es bei seiner
Urteilsfällung die ihm bis dahin bekannt gewordenen Tatsachen

mals ausreichend ansehen durfte oder sich zu weiteren Ermitt—

lungen hätte veranlaßt
sehen

müssen. Es hat daher sorgfältig

zu prüfen, ob im Einzelfall eine weitere Beweiserhebung ere

forderlich ist (BSG 2, 236 ff, 238).

),.
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Für die Beurteilung des Ursächlichen Zusammenhangs der Bronchi—

tis lag dem Berufungsgericht lediglich das kurze Sitzungsgut—

achten des Gerichtsarztes Dr. K==x=vor. Dieser hat die Ent-

stehung der Bronchitis durch die Lazarettzeit ausgeschlossen

und ist der Ansicht
gewesen, das Chronischwcrden einer Bron—

chitis sei immer aus der Anlage des Betroffenen abzuleiten.

Zur Frage der Verschlimmerung der Bronchitis ist in diesem

Gutachten nicht Stellung genommen. Der ursächliche Zusammen—

hang von Einwirkungen des Kriegsdienstes mit einer Gesunda

heitsstörung umfaßt sowohl die Entstehung als auch die Ver—

schlimmerung (vgl. hierzu BSG 6, 87 ff, 89—90; 192—194; 7,
288 ff, 291). Dies hat das LSG zwar nicht verkannt. Seine

8auf das Gutachten des Vertragsarztes Dr. Ü==sfft=.um 8. April
1948 gestützte Entscheidung, eine dauernde Verschlimmerung sei

nicht eingetreten, ist jedoch nicht frei von Rechtsirrtum.Denn
einerseits hat das‚Berufungsgericht festgestellt, daß schon

1948 ausweislich der Befunde dieses Sachverständigen eine
Bronchitis vorgelegen hat; diese Feststellung mußte es dar—

an hindern auszuführen, die Bronchitis sei bei der Unter—
suchung durch den Sachverständigen nicht nachweisbar ge—
wesen. Andererseits ist die Beurteilung der Frage, ob be—

schwerdefreie Intervalle bestanden haben und welche Rück—

schlüsse aus ihnen auf.die Entwicklung des Leidens gezogen
werden können, in erster Linie eine medizinische Aufgabe.

Das LSG hätte sich veranlaßt sehen müssen, über diese Frage

ein weiteres är2tliches Gutachten einzüholen, weil diese

rein ärztliche Frage von den SachVerständigen bisher nicht

hinreichend erörtert worden ist..

Das gleiche gilt hinsichtlich des Magenleidens. Insoweit

lag dem Berufungsgericht die Bescheinigung des Prof. Dr.

Kastein vom 23. Mai 1958 vor. In dieser ist der ursächliche

Zusammenhang aus anderen als ärztlichen Gründen bejaht wor—

den. Äußerungen zum ursächlichen Zusammenhang auf Grund me—
dizinischer Erwägung sind in dieser Bescheinigung nicht ent—

' halten. Infolgedessen durfte das LSG den Sachverhalt nicht

als hinreichend geklärt ansehen, sondern mußte sich veran—

—6—
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laßt sehen,
auch

über den ursächlichen Zusammenhang des von '

ihm festgestellten Magenleidens mit Einwirkungen des Wehr—

dienstes ein weiteres ärztlichés Gutachten zu erfordern. Sonach"

liegt eine Verletzung der Vorschrift des 5 103 SGG vor.

Aber auch die weiter erhobene Rüge einer Überschreitung der-

Grenzen des ReChts auf freie Beweiswürdigung greift durch.

Gemäß 5 128 Abs 1 SGG entscheidet das Gericht nach seiner_
freien, aus dem Gesamtergebnis des Verfahrens

gewonnenen Über—

zeugung;
in seinem Urteil hat es die Gründe anzugeben, die für

die richterliche Überzeugung leitend gewesen sind. Ein Mangel

des Verfahrens in bezug auf die Beweiswürdigung liegt nur dann

vor, wenn das Gericht die gesetzlichen Grenzen seines Rechts

auf freie richterliche BeWeiswürdigung überschritten hat; in-
soweit kommt insbesondere ein Verstoß gegen Erfahrungssätze

des täglichen Lebens oder Denkgesetze in Betracht (BSG 2, 236,

237) Das Berufungsgericht hat hier über eine ärztliche Frage

entschieden, ohne insoweit hinreichende Äußerungen von Sach—

verständigen zu haben. Nach der Rechtsprechung des Bundes—

sozialgerichts (BSG in SozR SGG @ 128 Nr; 2 Bl. Da 142) ist

es dem.Gericht verwehrt, seine eigene Auffassung in medizini—
schen Fragen an die Stelle der von Sachverständigen. zu'setzenf

Dem Gericht fehlt hierzu die besondere Fachkunde. Seine Aus—

führungen über den ursächlichen Zusammenhang betreffen auch

nicht etwa das Abwägen zwischen verschiedenen ärztlichen Gut—

achten, sondern behandeln eine medizinische Fachfrage. Es iéti
_nicht ersichtlich, woraus das Berufungsgericht seine

Sach—'-wvß°

kenntnis auf diesem Gebiete geschöpft hat. Demgemäß ist auch

die weiter erhobene Rüge einer Verletzung des 5 128 SGG gegeben,

Da sonach die ordnungsgemäß gerügten Mängel des Verfahrens vor—
liegen, ist die Revision statthaft und zulässig. Sie ist auch

begründet, weil die Möglichkeit besteht, daß das Urteil anders

ausgefallen wäre, wenn das LSG die erforderlichen Ermittlungen

angestellt hätte. Das angefochtene Urteil war mithin aufzuheben.

Die Entscheidung des Rechtsstreits hängt von dem Ergebnis wei—z

terer Ermittlungen ab, deren Vornahme dem Senat verwehrt ist.

_‘7 L
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Mithin war die Sache, wie geschehen, an das LSG zur er—

neuten Verhandlung und Entscheidung zurückzuverweisen°

Die Entscheidung über die Kosten bleibt dem abschließene

den Urteil vorbehalten°

Da die Voraussetzungen der 55 165, 153 Abs. 1, 12h Abs. 2
SGG erfüllt waren, konnte ohne mündliche Verhandlung ent—

schieden werden„
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